 BFG
" BUNDESFINANZGERICHT GZ.RV/7102052/2024

REPUBLIK OSTERREICH

IM NAMEN DER REPUBLIK

Das Bundesfinanzgericht hat durch den Senatsvorsitzenden ***R1*** den Richter ***R2***
sowie die fachkundigen Laienrichter ***R3*** und ***R4*** in der Beschwerdesache
rAkpfrxk **A*Bf-Adr*** (ber die Beschwerde vom 8. Mai 2024 gegen den Bescheid des
Finanzamtes fir GroRRbetriebe vom 5. April 2024 betreffend Beschwerdezinsen 2011

Steuernummer ***BFStNr*** in Anwesenheit der SchriftfUhrerin ***SF*** zu Recht erkannt:
I. Die Beschwerde wird gemaR § 279 BAO als unbegriindet abgewiesen.

Il. Gegen dieses Erkenntnis ist eine Revision an den Verwaltungsgerichtshof nach Art. 133 Abs.
4 Bundes-Verfassungsgesetz (B-VG) nicht zulassig.

Entscheidungsgriinde

I. Verfahrensgang

Mit Schriftsatz vom 25.10.2023 beantragte die Beschwerdefiihrerin u.a. Beschwerdezinsen zur
Korperschaftsteuer 2011 festzusetzen. Sie brachte vor, dass sie als Rechtsnachfolgerin der
FEEAREX AG und Gruppentrdgerin einer Unternehmensgruppe i.S.d. § 9 KStG 1988 die
Korperschaftsteuerbescheide 2003 und 2004 sowie die Feststellungsbescheide
Gruppenmitglied 2005 bis 2010 bekdampft habe. Den diesbezliglichen Beschwerden sei mit den
Erkenntnissen des Bundesfinanzgerichtes vom 23.2.2023, RV/7102222/2022, sowie vom
1.6.2023, RV/7102202/2022, ganz bzw. teilweise Folge gegeben worden. Eine mittelbare Folge
dieser Erkenntnisse sei gewesen, dass die Korperschaftsteuer 2011 um € 2.968.779,06
reduziert wurde. Es stiinden ihr daher Beschwerdezinsen i.S.d. § 205a BAO fir die Zeitab
Entrichtung der Korperschaftsteuer bis zur Bekanntgabe des die Abgaben herabsetzenden
Bescheides zu.

Mit dem nunmehr angefochtenen Bescheid vom 5.4.2024 wies die belangte Behorde diesen

Antrag ab. Begriindend fiihrte sie unter Berufung auf die Gesetzesmaterialien zu dem mit BGBI.

Nr. 76/2011 eingefiuhrten § 205a BAO aus, dass die Beschwerdezinsen Nachforderungen i.S.d.
§ 212a BAO betreffen, also solche, firr die die Voraussetzungen einer Aussetzung der
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Einhebung vorliegen. Einer Aussetzung der Einhebung seien nur Abgabennachforderungen
zuganglich, die aus amtswegigen Bescheiden oder aus der Abweichung von einer
Abgabenerklarung resultieren. Da aus der Festsetzung der Korperschaftsteuer 2011 keine
Nachforderung, sondern eine Gutschrift resultiert, wiirden die Voraussetzungen fiir eine
Aussetzung der Einhebung nicht vorliegen, sodass auch kein Anspruch auf Beschwerdezinsen
bestehe. Erganzend verwies die belangte Behorde auf die Entscheidung des VWGH vom
31.3.2017, Ra 2016/13/0034, in welcher der enge Zusammenhang zwischen § 205a BAO und §
212a BAO betont werde.

Dagegenrichtet sich die gegenstandliche, undatiert am 8.5.2014 eingelangte Beschwerde, in
der auchgem. § 272 Abs. 2 Z. 1 BAO die Entscheidung durch den Senat sowie gem. § 262 Abs. 2
lit. a BAO das Unterbleiben einer Beschwerdevorentscheidung beantragt wurde (die
Durchfiihrung einer miindlichen Verhandlung wurde nicht beantragt). Ergdnzend fiihrte die
Beschwerdefiihrerin darin aus, dass sie als Gruppentragerin fir das Jahr 2011
Korperschaftsteuer-Vorauszahlungen i.H.v. € 21.191.939,00 geleistet habe. Mit dem
Korperschaftsteuerbescheid Gruppe 2011 vom 11.7.2023 sei der zuvor ergangene
Korperschaftsteuerbescheid Gruppe 2011 vom 20.1.2017 gemaR § 295 Abs. 1 BAO unter
Berucksichtigung der bereits erwahnten Entscheidungen des Bundesfinanzgerichtes insoweit
abgedndert worden, als die Kérperschaftsteuer 2011 um den sich hieraus ergebenden Betrag
von € 2.968.779,06 herabgesetzt wurde. Den Ausflihrungen der belangten Behorde im
angefochtenen Bescheid hielt sie entgegen, dass § 205a BAO - anders als es § 212a Abs. 1 BAO
fir die Aussetzung der Einhebung und damit fiir die Festsetzung von Aussetzungszinsen
bedingt - nicht das Bestehen bzw. die Entrichtung einer ,,Nachforderung” voraussetze.
TatbestandsmaRig sei lediglich eine bereits entrichtete Abgabenschuldigkeit (dass diese beiden
Begriffe nicht gleichgesetzt werden konnen, ergebe sich u.a. aus § 198 Abs. 2 S. 2 BAO). Ob die
Abgabenschuldigkeit aufgrund einer Nachforderung in einem Festsetzungsbescheid oder - wie
hier - in Form von Vorauszahlungen entrichtet wurde, mache keinen Unterschied.
Gegenteiliges ergebe sich auch nicht aus dem Sinn und Zweck des § 205a BAO, der das mit dem
Beschwerdeverfahren verbundene Zinsrisiko ausgleichen will und den Abgabepflichtigen vor
finanziellen Nachteilen aus der Vorfinanzierung von Abgaben schiitzt, die sich letztlich - im
Beschwerdeverfahren - als nicht rechtmaBig erweisen. Soweit in den von der belangten
Behorde zitierten Gesetzesmaterialien von , Nachforderungen” die Rede ist, habe der
Gesetzgeber augenscheinlich den Standardfall eines Beschwerdeverfahrens vor Augen gehabt,
also eine Beschwerde gegen einen Abgabenbescheid, aus welchem eine Nachforderung
resultiert. Dies bedeute aber nicht, dass in dem von den Gesetzesmaterialien nicht erwahnten
Fall einer bereits durch Vorauszahlungen entrichteten Abgabe keine Beschwerdezinsen
festzusetzen waren. Die von der belangten Behorde vertretene Auslegung verstofRe auch gegen

das allgemeine Sachlichkeitsgebot und damit gegen den Gleichheitssatz (Art. 7 B-VG).

Mit Vorlagebericht vom 20.6.2024 (sohin innerhalb der Dreimonatsfrist des § 262 Abs. 2 lit. b
BAO) legte die belangte Behdrde die Beschwerde dem Bundesfinanzgericht zur Entscheidung
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vor. Darin flhrte sie erganzend aus, dass hinsichtlich der Vorauszahlungen keine von der
Erledigung einer Beschwerde abhangige Abgabenschuldigkeit vorliege. Bei den
Vorauszahlungen und der veranlagten Abgabe handle es sich um unterschiedliche, je fir sich
einer Bescheidbeschwerde zugangliche Abgabenanspriiche. Sie seien daher auch hinsichtlich
der Beschwerdezinsen voneinander getrennt zu beurteilen. Zu diesem erganzenden
Vorbringen, dem Vorhaltscharakter zukommt (BFG 30.10.2017, RV/7104275/2017; 20.10.2023,
RV/7100054/2023), duRerte sich die Beschwerdefiihrerin nicht. Bei den im Vorlagebericht
enthaltenen Ausfiihrungen, wonach (nur) der spater erlassene KéSt-(Veranlagungs)Bescheid
mit Bescheidbeschwerde bekampft worden sei, handelt es sich - wie durch eine telefonische
Rickfrage bei der belangten Behorde bestatigt werden konnte - um ein Versehen. Tatsachlich
geht der Verfahrensstandpunkt der belangten Behérde dahin, dass - wie auch die
Beschwerdefiihrerin vorbringt - nicht der Koérperschaftsteuerbescheid 2011, sondern die
Korperschaftsteuerbescheide 2003 und 2004 sowie die Feststellungsbescheide
Gruppenmitglied 2005 bis 2010 bekdampft wurden.

Il. Das Bundesfinanzgericht hat erwogen:

1. Sachverhalt

Die Beschwerdefiihrerin ist seit 2005 Mitglied einer Unternehmensgruppe i.S.d. § 9 KStG 1988.
Gruppentrager war urspringlich die ***A*** AG. Mit Verschmelzungsvertrag vom 24.1.2017
wurde die Beschwerdefiihrerin als Gbernehmende Gesellschaft mit der ***A*** AG als
Ubertragende Gesellschaft zum Stichtag 30.6.2016 verschmolzen und ist seitdem selbst
Gruppentrager.

Mit (noch gegeniber der ***A*** AG ergangenem) Bescheid vom 10.11.2010 setzte das
damalige Finanzamt Wien 1/23 die Korperschaftsteuer-Vorauszahlung 2011 mit €
21.191.939,46, zahlbar mit je einem Viertel (€ 5.297.984,87) am 15. Februar, 15. Mai, 15.
August und 15. November fest. Mit Bescheid vom 20.6.2011 wurde die Vorauszahlung auf €
122.369.645,00 erhoht, jedoch mit Bescheid vom nachsten Tage (21.6.2011) wieder auf den
urspriinglichen Betrag von (gerundet) € 21.191.939,00 reduziert. Die festgesetzten
Vorauszahlungen i.H.v. (gerundet) € 5.297.984,00 wurden zu den jeweiligen

Falligkeitszeitpunkten entrichtet.

Mit Bescheid vom 5.12.2017 in der Fassung des Berichtigungsbescheides gemalR § 293 BAO
vom 20.12.2017 wurde gegenliber der Beschwerdefiihrerin als Gruppentragerin die
Korperschaftsteuer 2011 mit € 948.277,00 festgesetzt, sodass sich gegeniber der bisher
vorgeschriebenen Korperschaftsteuer (Vorauszahlung i.H.v. € 21.191.939,00) eine Gutschrift
i.H.v. €20.095.430,00 (It. Bescheid vom 5.12.2017) zzgl. € 148.232,00 (laut
Berichtigungsbescheid vom 20.12.2017), insgesamt sohin € 20.243.662,00 ergab. Mit weiterem
Bescheid vom 20.1.2023 wurde der Bescheid vom 20.12.2017 gemal § 295 Abs. 1 BAO
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dahingehend berichtigt, dass die Kérperschaftsteuer 2011 mit € 516.572,00 festgesetzt wurde
(Gutschrift sohin € 431.705,00). Mit Bescheid vom 11.7.2023 wurde schlieflich der Bescheid
vom 20.1.2023 gemald § 295 Abs. 1 BAO dahingehend berichtet, dass die Kérperschaftsteuer
2011 mit nunmehr € -2.452.207,00 festgesetzt wurde, sodass sich gegentiiber der bisher (mit
Bescheid vom 20.1.2023) festgesetzten Steuer eine Gutschrift i.H.v. € 2.968.779,00 ergab.

Die zuletzt genannte Neufestsetzung (Anderungbescheid vom 11.7.2023) beruht darauf, dass
die Beschwerdeflihrerin die Kérperschaftsteuerbescheide 2003 und 2004 sowie die
Feststellungsbescheide Gruppenmitglied 2005 bis 2010 bekdampft hat und den Beschwerden
mit den Erkenntnissen des Bundesfinanzgerichtes vom 23.2.2023, RV/7102222/2022 und vom
1.6.2023, RV/7102202/2022, (teilweise) insofern Folge gegeben wurde, als auch
Zinsaufwendungen im Zusammenhang mit Kurssicherungsgeschaften sowie Initial Public
Offering (IPO)-Kosten als abzugsfahig anerkannt wurden. Hierdurch erhdhten sich die aus den
Jahren 2003 und 2004 resultierenden Verlustvortrage (Vorgruppenverluste i.S.d. § 9 Abs.6Z.4
KStG 1988), die infolge eines jeweils negativen Einkommens in den Jahren 2005 und 2007 bis
2010 und eines zur vollen Verrechnung unzureichenden Einkommens im Jahr 2006 erst bei der
K6St 2011 entsprechend berticksichtigt werden konnten.

2. Beweiswiirdigung

Die Feststellungen zu den gesellschaftsrechtlichen Verhdltnissen der Beschwerdefiihrerin
sowie zur Unternehmensgruppe griinden sich auf die Einsichtnahme in das Firmenbuch, in die
Subjektdaten in der Grunddatenverwaltung der Finanzanwendungen sowie auf das glaubhafte,
unwidersprochene Vorbringen der Beschwerdefiihrerin. Die Feststellungen zu den
Vorauszahlungs- und Veranlagungsbescheiden griinden sich auf die diesbeziglichen, von der
belangten Behorde vorgelegten Bescheide. Anzumerken ist, dass die (moglicherweise auf
einem Versehen beruhende) voriibergehende Anhebung der Vorauszahlung auf €
122.369.645,00 keinerlei Auswirkungen hatte, da sie nur fiir einen Tag in Kraft war, auf den
kein Falligkeitszeitpunkt entfiel. Dass die Beschwerdefihrerin (bzw. ihre Rechtsvorgangerin)
die KoSt-Vorauszahlungen entrichtet hat, wurde von ihr unwidersprochen vorgebracht und
konnte auch durch eine amtswegige Einsichtnahme in das Abgabenkonto verifiziert werden.
Die Feststellungen zu den Beschwerdeverfahren RV/7102222/2022 und RV/7102202/2022
griinden sich auf die diesbeziiglichen amtswegig beigeschafften Erkenntnisse. Dass die daraus
resultierende Verringerung der Einkilinfte der Beschwerdefihrerin im Wege von
Verlustvortragen (erst) fur das Jahr 2011 bericksichtigt werden konnten und diese
Erkenntnisse daher dafiir malRgeblich waren, dass die KoSt mit Bescheid vom 11.7.2023 neu
festgesetzt wurde, hatte Beschwerdefiihrerin glaubhaft und unwidersprochen vorgebracht.
Nachdem dies fiir das Gericht anhand der vorgelegten Unterlagen nicht Uberpriifbar war,
erfolgte eine telefonische Kontaktaufnahme mit der belangten Behorde, welche zusagte, dies
nochmals zu Uberprifen und das Gericht zu verstandigen, falls das Guthaben It. Bescheid vom
11.7.2023 nicht oder nicht zur Ganze auf die erfolgreichen Beschwerden zuriickzufiihren sein
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sollte. Eine derartige Verstandigung langte in der Folge nicht ein, sodass das Gericht das
diesbeziigliche Vorbringen der Beschwerdefiihrerin fiir zutreffend erachtet.

3. Rechtliche Beurteilung

3.1. Zu Spruchpunkt I. (Abweisung)

Gem. § 205a Abs. 1 BAO sind auf Antrag des Abgabepflichtigen Beschwerdezinsen
festzusetzen, soweit eine bereits entrichtete Abgabenschuldigkeit, deren Héhe unmittelbar
oder mittelbar von der Erledigung einer Bescheidbeschwerde abhangt, herabgesetzt wird.

Da es sich bei den Beschwerdezinsen um das ,,Gegenstlick” zu den Aussetzungszinseni.S.d. §
212a Abs. 9 BAO handelt, argumentiert die belangte Behoérde, dass Beschwerdezinsen nur
dann gebihren, wenn ohne Entrichtung der Abgaben eine Aussetzung der Einhebung (und
damit bei Erfolglosigkeit der Beschwerde die Vorschreibung von Aussetzungszinsen) in Frage
gekommen ware. Da im vorliegenden Fall samtliche Bescheide, mit denen die
Korperschaftsteuer 2011 festgesetzt wurde, eine Gutschrift ergeben haben komme in
Ermangelung einer Nachforderung eine Aussetzung nicht in Betracht, sodass auch keine
Beschwerdezinsen gebiihren. Dem halt die Beschwerdefiihrerin entgegen, dass es keinen
Unterschied machen konne, ob die Abgabenschuldigkeit aufgrund einer Nachforderung in
einem Festsetzungsbescheid oder - wie hier - in Form von Vorauszahlungen entrichtet wurde.

Mit den Voraussetzungen der Festsetzung von Beschwerdezinsen hatte sich der
Verwaltungsgerichtshof in seinem Erkenntnis vom 31.3.2017, Ra 2016/13/0034,
auseinanderzusetzen. Darin verwies er unter Berufung auf die Gesetzesmaterialien zum
Abgabenanderungsgesetz 2011, BGBI. | Nr. 76/2011 (1212 BlgNR 24. GP f), mit welchem § 205a
BAO eingefiihrt wurde, auf den engen Zusammenhang dieser Bestimmung mit § 212a Abs. 9
BAO. Demnach sollte durch die Schaffung des § 205a BAO der Umstand beseitigt werden, dass
gem. § 212a Abs. 9 BAO nach der Rechtslage vor dem Abgabenanderungsgesetz 2011 das
Zinsrisiko im Zusammenhang mit Rechtsmitteln gegen Abgabenbescheide einseitig den
Abgabepflichtigen traf: Wurde gem. § 212a BAO die Einhebung strittiger Abgabenbetrage
ausgesetzt, fielen Aussetzungszinsen an, wenn sich die Nachforderung als rechtmaRig erwies.
Entrichtete der Abgabepflichtige dagegen die strittigen Abgabenbetrdage und erwies sich die
Abgabennachforderung letzlich als rechtswidrig, erfolgte die daraus resultierende
Abgabengutschrift nach der friilheren Rechtslage unverzinst. Durch § 205a BAO sollte nun ein
Beschwerdefiihrer, der den strittigen Abgabenbetrag bezahlt, jenem gleichgestellt werden,
dem fir die Dauer des Beschwerdeverfahrens eine Aussetzung der Einhebung zugebilligt
wurde. Daraus folgerte der Verwaltungsgerichtshof, dass Beschwerdezinsen nur dann
festgesetzt werden kdnnen, wenn - ohne Bezahlung der Abgabenschuld - eine Aussetzung der
Einhebung moglich gewesen ware:
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»25 Besteht hingegen keine Abgabenschuldigkeit, weil sich - wie hier (Veranlagung mit 0 EUR) -
aus dem Bescheid keine Nachforderung (eine aus einer Abgabenfestsetzung resultierende
Zahlungsverpflichtung; vgl. das Erkenntnis vom 17. Oktober 2002, 2002/17/0238, mwN) ergibt,
ist bei einer Bekdmpfung dieses Bescheides eine Aussetzung der Einhebung (mangels
Nachforderungsbetrages) nicht méglich, auch Aussetzungszinsen fallen in einem derartigen Fall
nicht an. Mangels Nachforderung kommt eine Entrichtung nicht in Frage, sodass auch

Beschwerdezinsen nicht in Betracht kommen.”

Wie die Beschwerdefiihrerin festhalt, hatte die Revisionswerberin in dem dieser Entscheidung
zugrunde liegenden (Umsatzsteuer-)Fall keine Umsatzsteuervorauszahlungen geleistet. Die
(Jahres-)Umsatzsteuer wurde zundchst mit € 0,00 und in der Folge aufgrund eines
Rechtsmittels der spateren Revisionswerberin mit einem Vorsteuerliberhang festgesetzt. Der
Fall ware nicht anders zu beurteilen gewesen, wenn die Revisionswerberin
Umsatzsteuervorauszahlungen entrichtet hatte. Der Erstbescheid hatte dann ein Guthaben in
Hohe dieser Vorauszahlungen ergeben und ware diesfalls eine Aussetzung der Einhebung (und
damit auch Aussetzungszinsen bzw. - spiegelbildlich - Beschwerdezinsen) ebenfalls nicht in
Betracht gekommen. Es muss sich vielmehr aus jenem Bescheid, der unmittelbar oder
mittelbar angefochten ist, eine Zahlungsverpflichtung ergeben, damit - bei Erfillung dieser
Zahlungsverpflichtung und nachtraglicher Herabsetzung der Abgabenschuldigkeit -
Beschwerdezinsen entstehen kénnen. Dass sich die Zahlungspflicht - wie bei der
Umsatzsteuervorauszahlung - unmittelbar aus dem Gesetz oder - wie hier - aus einem anderen
Bescheid (Korperschaftsteuer-Vorauszahlungsbescheid) ergibt, ist nicht hinreichend (so auch
zum Fall eines laufend gem. § 43 FLAG 1967 entrichteten Dienstgeberbeitrages der in der Folge
aufgrund eines Rechtsmittels mit € 0,00 festgesetzt wurde: BFG 11.12.2023,
RV/7104363/2023).

Dass Vorauszahlungen nicht als ,,Entrichtung” einer Abgabenschuldigkeit i.S.d. § 205a Abs. 1
BAO betrachtet werden konnen, ergibt sich auch daraus, dass die Beschwerdezinsen fiir den
Zeitraum ab Entrichtung bis zur Bekanntgabe des die Abgabe herabsetzenden Bescheides bzw.
Erkenntnisses festzusetzen sind: Werden Vorauszahlungen geleistet und wird in der Folge die
Abgabe erklarungsgemaR mit einem im Vergleich zur Summe der Vorauszahlungen geringeren
Betrag festgesetzt, ist das daraus resultierende Guthaben nicht zu verzinsen. Wird dagegen die
Abgabe zundchst in Héhe der Summe der Vorauszahlungen festgesetzt und erst aufgrund eines
Rechtsmittels reduziert, ware das daraus resultierende Guthaben nach Auffassung der
Beschwerdefiihrerin zu verzinsen, und zwar entsprechend der gesetzlichen Anordnung des §
205a Abs. 1 BAO ab dem Zeitpunkt der Entrichtung. Dies wiirde jedoch auf eine im Gesetz nicht
vorgesehene Verzinsung des Unterschiedsbetrages zwischen Vorauszahlung und festgesetzter
Abgabe hinauslaufen und zudem einen Wertungswiderspruch (Verzinsung fiir den Zeitraum
zwischen Entrichtung und erstinstanzlichem Bescheid, wenn antragsgemafe Veranlagung erst
aufgrund eines Rechtsmittels erfolgt; keine Verzinsung fiir denselben Zeitraum, wenn
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antragsgemalle Veranlagung bereits mit dem erstinstanzlichen Bescheid erfolgt) bedeuten, der
dem Gesetzgeber nicht zu unterstellen ist.

Die belangte Behorde ist daher zutreffend davon ausgegangen, dass Beschwerdezinsen in
Ermangelung einer Nachforderung nicht festzusetzen sind.

Flr die hier streitgegenstandliche Kérperschaftsteuer ist zudem folgendes zu beachten:

§ 24 Abs. 3 Z. 1 KStG 1988 verweist hinsichtlich der Veranlagung und Entrichtung der
Korperschaftsteuer auf die sinngemaf anzuwendenden Vorschriften des EStG 1988,
insbesondere auf § 45 EStG 1988, sodass auch auf die Kérperschaftsteuer vierteljahrlich zu
entrichtende, bescheidmaRig festzusetzende Vorauszahlungen zu leisten sind (Bieber in
Bergmann/Bieber, KStG, Rz 5 zu § 24, m.w.N.), die bei der nachfolgenden Veranlagung
anzurechnen sind. Die zu § 45 EStG 1988 ergangene Judikatur und Literatur ist daher auf KoSt-
Vorauszahlungen und -Veranlagungen Ubertragbar. Demnach handelt es sich bei der
Vorauszahlung fir ein bestimmtes Kalenderjahr um eine Abgabenschuld, die von der Jahres -
Steuerschuld fiir dasselbe Kalenderjahr zu unterscheiden ist (Peyerl in Jakom, EStG, Rz6 zu §
45). Im Verfahren betreffend Festsetzung von Vorauszahlungen einerseits und in jenem
betreffend Festsetzung der Jahressteuer andererseits geht es nicht um dieselbe ,,Sache”
(Wanke in Wiesner/Grabner/Knechtl/Wanke, EStG, Anm. 10 zu § 45). Der
Veranlagungsbescheid setzt daher den Vorauszahlungsbescheid des betreffenden Jahres nicht
auRer Kraft (VWGH 29.7.1997, 95/14/0117; 15.7.1998, 97/13/0090); gegen
Vorauszahlungsbescheide gerichtete Beschwerden werden durch Erlassung des
Veranlagungsbescheides weder unzuldssig noch gegenstandslos (BFG 29.5.2019,
RV/3101252/2016; 16.12.2014, RV/6100491/2014). Der Vorauszahlungsbescheid und die
Verpflichtung zur Entrichtung der darin festgesetzten Vorauszahlungen bleiben vielmehr so
lange aufrecht, als es nicht zu einer bescheidmiRigen Anderung der Vorauszahlungen kommt
(Sturma in Doralt/Kirchmayr/Mayr/Zorn, EStG, Rz 1 zu § 45).

Nachdem es sich bei der Vorauszahlung einerseits und der Jahressteuer andererseits um
unterschiedliche Abgaben handelt, die unabhdangig voneinander mit Rechts mittel bekampft
und abgedndert werden kénnen, muss auch fiir die Frage, ob eine Abgabenschuldigkeiti.S.d. §
205a Abs. 1 BAO entrichtet ist sowie ob sie von der Erledigung einer Bescheidbeschwerde
abhangt und in der Folge herabgesetzt wurde, zwischen diesen beiden Abgabenarten
unterschieden werden. Mit den Zahlungen von vier mal €5.297.984,00 im Jahr 2011 hat die
Beschwerdefiihrerin bzw. ihre Rechtsvorgangerin die mit den Vorauszahlungsbescheiden vom
10.11.2010, 20.6.2011 und 21.6.2011 festgesetzten Korperschaftsteuer-Vorauszahlungen 2011
entrichtet. Diese Vorauszahlungen waren von keiner Bescheidbeschwerde abhangig und
wurden demzufolge auch nicht herabgesetzt. Die Beschwerden zu RV/7102222/2022 und
RV/7102202/2022 haben vielmehr (mittelbar Gber Verlustvortrage) zu einer Herabsetzung der
Jahres-Korperschaftsteuer 2011 mit Bescheid vom 11.7.2023 gefihrt. Auf diese Jahressteuer
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hatte die Beschwerdefiihrerin jedoch keine Zahlungen geleistet, da auch alle dem Bescheid
vom 11.7.2023 vorangegangenen Bescheide, mit denen die Jahres-Korperschaftsteuer 2011

festgesetzt wurde, eine Gutschrift ergeben haben.

Da somit die aufgrund erfolgreicher Beschwerden herabgesetzte Jahres-Korperschaftsteuer
2011 nicht entrichtet war und die tatsachlich entrichtete Korperschaftssteuer-Vorauszahlung
2011 weder von einer Bescheidbeschwerde abhdngig war noch herabgesetzt wurde, liegen
auch aus diesem Grund die Voraussetzungen fiir die Festsetzung von Beschwerdezinsen gem. §
205a BAO nicht vor.

Soweit die Beschwerdefiihrerin ausfiihrt, eine verfassungskonforme Auslegung gebiete ein
gegenteiliges Ergebnis, ist festzuhalten, dass der Verwaltungsgerichtshof im o.a. Erkenntnis
keine Bedenken im Hinblick auf die Sachlichkeit der Regelung hatte und sich daher nicht
veranlasst sah, einen Gesetzespriifungsantrag an den Verfassungsgerichtshof zu richten.
Vielmehr wiirde die von der Beschwerdefiihrerin vertretene Auslegung zu einem bedenklichen
Wertungswiderspruch fiihren (s. oben).

3.2. Zu Spruchpunkt Il. (Revision)

Gegen ein Erkenntnis des Bundesfinanzgerichtes ist die Revision zulassig, wenn sie von der
Losung einer Rechtsfrage abhangt, der grundsatzliche Bedeutung zukommt, insbesondere weil
das Erkenntnis von der Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes abweicht, eine solche
Rechtsprechung fehlt oder die zu |6sende Rechtsfrage in der bisherigen Rechtsprechung des
Verwaltungsgerichtshofes nicht einheitlich beantwortet wird.

Dass Beschwerdezinsen nur festgesetzt werden konnen, wenn aus dem (unmittelbar oder
mittelbar von einer Beschwerde abhadngigen) Bescheid eine Nachforderung resultiert, da
andernfalls auch (die das Gegenstilick zu den Beschwerdezinsen bildenden) Aussetzungszinsen
nicht entstehen kdnnen, hat der Verwaltungsgerichtshof durch die zitierte Entscheidung
klargestellt. Dieser Rechtssatz ist verallgemeinerungsfahig, sodass ungeachtet der
Unterschiede zum gegenstandlichen Fall (Umsatzsteuervorauszahlungen nicht entrichtet)
Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes vorliegt. Die Revision war daher nicht
zuzulassen.

Wien, am 27. August 2024

8von 8



	Entscheidungsgründe
	I. Verfahrensgang
	II. Das Bundesfinanzgericht hat erwogen:
	1. Sachverhalt
	2. Beweiswürdigung
	3. Rechtliche Beurteilung
	3.1. Zu Spruchpunkt I. (Abweisung)
	3.2. Zu Spruchpunkt II. (Revision)




